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Zivilrechts der DDR, zwar nicht im Sinne einer Aus­
schließlichkeit (so gehört z. B. auch das Urheberrecht zum 
Zivilrecht), jedoch als geordnete Zusammenfassung sowohl 
der Grundsätze und verallgemeinernden Bestimmungen 
wie auch der aufeinander abgestimmten und systemati­
sierten Einzelregelungen, die durch speziellere Allgemeine 
Bedingungen und sonstige Bestimmungen für Zivilrechts­
beziehungen ergänzt werden. Der Rang und der Charakter 
der Kodifikation soll die Einheit des sozialistischen Zivil­
rechts gewährleisten und zugleich seine Einordnung in die 
gesamte Rechtsordnung sichern.

Der ausgeprägte Zuschnitt der ganzen Kodifikation auf 
Rechtsbeziehungen, an denen Bürger beteiligt sind, und 
die möglichst konkrete Bestimmung der Aufgaben und 
Pflichten der zur Versorgung der Bürger berufenen Be­
triebe sowie der Mitwirkungsrechte und des besonderen 
Schutzes der Bürger brachte es mit sich, daß diese Be­
stimmungen nicht geeignet sind, als materielles Recht zur 
Regelung und Beurteilung internationaler Wirtschaftsver­
träge herangezogen zu werden. Es wurde daher erforder­
lich, parallel zum ZGB ein besonderes Gesetz über die 
Vertragsverhältnisse für internationale Wirtschaftsbezie­
hungen auszuarbeiten und in Kraft zu setzen.^ Dieses 
Gesetz als eigenständige Regelung von Vertragsbeziehun­
gen unterscheidet sich vor allem dadurch sowohl vom 
ZGB als auch vom Vertragsgesetz, daß es in seiner Aus­
gestaltung nicht von den sozialistischen Gesellschaftsver­
hältnissen mit ihren Anforderungen an Verhaltensweisen 
und den damit verbundenen Rechtsstellungen geprägt ist, 
sondern den Erfordernissen des internationalen Wirt­
schaftsverkehrs und den dabei üblichen Gepflogenheiten 
Rechnung trägt.

Der so bestimmte Regelungsgegenstand des ZGB ge­
stattete es, auch neue Wege bei der Gestaltung, dem Auf­
bau und der sprachlichen Fassung des Gesetzes zu gehen. 
Die geringere notwendige Abstraktionsebene ermöglichte 
eine gezielte Orientierung der auf die Beziehungen der 
Bürger zugeschnittenen Normen. Ausgehend von der prin­
zipiellen Aufgabenstellung der Hauptaufgabe war es da­
durch möglich, mittels der Regelungen konkret auf die 
Herausbildung sozialistischer Persönlichkeiten, auf den 
Schutz der Bürger und des sozialistischen Eigentums sowie 
auf die wichtigen Verpflichtungen der Betriebe gegenüber 
der Bevölkerung bei der Versorgung mit materiellen und 
kulturellen Gütern und Leistungen einzuwirken. Dadurch 
zeichnet sich das Gesetz durch Lebensnähe und eine ver­
ständliche Sprache aus. Es verzichtet bewußt auf perfekte 
juristische Regelungen. Entsprechend den allgemeinen 
Grundsätzen sozialistischer Gesetzgebung ist es nicht eine 
für den Konfliktfall konzipierte Regelung, sondern eine 
Anleitung zum verantwortungsbewußten gesellschaftsge­
mäßen Handeln, zur Vorbeugung von Rechtsverletzungen 
und zur Vermeidung von Konflikten. Dabei wurden die 
Regelungen zugleich so gestaltet, daß sie bei dennoch auf­
tretenden Konfliktsituationen unter Wahrung der gesell­
schaftlichen und berechtigten individuellen Interessen 
möglichst klare Orientierungen zu deren Lösung bieten.

Das ZGB als ein Gesetzbuch der Bürgerbeziehungen in 
unserer Gesellschaft fand von Anfang an außerordent­
liches Interesse bei der Bevölkerung. Der Gesetzentwurf 
wurde in der interessierten Öffentlichkeit diskutiert. 
Daran haben auf 8 500 Veranstaltungen über 260 000 Werk­
tätige teilgenommen. Es sind 4 091 Vorschläge, Hinweise 
und Stellungnahmen unterbreitet worden, die zu 360 Än­
derungen am ursprünglichen Entwurf führten. Auch nach 
der Verabschiedung des ZGB hielt das große Interesse an. 
Bisher wurden weit über 2 Millionen Exemplare des ZGB 
herausgegeben. Die Bevölkerung der DDR hat das ZGB 
als ihr Gesetzbuch aufgenommen. Die Propagierung und 
Erläuterung des Zivilrechts in Betrieben und Wohngebie­
ten, durch Presse, Rundfunk, Fernsehen und vielfältige

Veranstaltungen und Aussprachen trägt zur weiteren 
Kenntnis der Bürger über das Zivilrecht bei und fördert 
deren zunehmende Verantwortung bei der Wahrnehmung 
der Pflichten auf dem Gebiet des Zivilrechts.

Damit bestimmt das sozialistische Zivilrecht in der 
DDR das sozialistische Rechtsbewußtsein der Bevölkerung 
mit; es wirkt mit bei der Herausbildung, Entwicklung 
und Durchsetzung sozialistischer Verhaltensweisen. Zu­
gleich wird es als Garantie des Schutzes und der Gebor­
genheit des einzelnen und seiner persönlichen Belange in 
der sozialistischen Gesellschaft verstanden und geschätzt. 
Im Bericht an den IX. Parteitag wurde das ZGB als ein 
hervorragendes Beispiel für den Ausbau unserer sozialisti­
schen Rechtsordnung gewürdigt.14

Das ZGB ist seit mehr als drei Jahren in Kraft. Es hat 
sich im gesellschaftlichen Leben bewährt.15 Seine Rege­
lungen dienen der planmäßigen Verwirklichung der Wirt­
schafts- und Sozialpolitik von Partei und Regierung. Die 
weitere Gestaltung der entwickelten sozialistischen Ge­
sellschaft stellt jedoch ständig neue Anforderungen. Das 
gilt sowohl für die Aufgabe, weitere Erkenntnisse über 
Funktion, Wirkungsweise und Wirkungsmöglichkeiten der 
Regelung zu gewinnen, als auch für die Weiterentwick­
lung der Rechtsanwendung und die Vorbereitung ergän­
zender Vorschriften entsprechend den gesellschaftlichen 
Erfordernissen. Wie in allen Phasen der Herausbildung 
des sozialistischen Zivilrechts ist auch künftig die Rechts­
entwicklung in der UdSSR und in anderen sozialistischen 
Ländern aufmerksam zu verfolgen. Das betrifft sowohl 
die Gesetzgebung als auch die Rechtsanwendung und die 
dabei gesammelten Erfahrungen, um daraus Anregungen 
für die eigene Rechtsanwendung und Rechtsfortentwick­
lung zu ziehen. Somit ist das ZGB nicht etwa nur Ab­
schluß einer Entwicklungsphase, sondern zugleich auch 
Verpflichtung und Auftrag für eine weitere schöpferische 
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